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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Petra Bläss, Dr. Ruth Fuchs, 
Dr. Heidi Knake-Werner, Heidemarie Lüth und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8138 — 


Die VN-Rahmenbestimmungen für die Herstellung der Chancengleichheit 
für Behinderte und die Haltung der Bundesregierung 


Am 20. Dezember 1993 beschloß die Generalversammlung der VN die 
„Standard Rules". Eineinhalb Jahre später hat die Bundesregierung der 
Öffentlichkeit eine Übersetzung der „Rahmenbestimmungen für die 
Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte" in erster Auflage 
vorgelegt, die mittlerweile vergriffen ist. In den Vorbemerkungen der 
Übersetzung wird durch den Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, Dr. Norbert Blüm, ausgeführt, daß die Bundesregierung mit der 
Veröffentlichung der Rahmenbestimmungen die Probleme Behinderter in 
der Öffentlichkeit stärker bewußt machen will. In den Rahmenbestim- 
mungen wird auch die nachdrückliche Bitte an die Mitgliedstaaten for- 
muliert, „ die Anwendung der Rahmenbestimmungen finanziell und auf 
andere Weise zu unterstützen". Seit der Beschlußfassung der VN sind 
mehr als drei Jahre vergangen. 


1 . In welchem Umfang und in welcher Form war die Bundesregierung 
an der Erarbeitung und inhaltlichen Gestaltung der „ Standard Ru- 
les" beteiligt? 


Mit Resolution 32/2 vom 13. Februar 1991 hat die Kommission für 
soziale Entwicklung des Wirtschafts- und Sozialrates der Verein- 
ten Nationen (ECOSOC) beschlossen, eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
von Regierungsexperten einzuberufen, die die Standardregeln für 
die Gleichbehandlung von Behinderten erarbeitet hat. Die Bun- 
desregierung hat an der Arbeitsgruppe als Beobachter teilge- 
nommen. 


2. Wie bewertet die Bundesregierung die den Mitgliedstaaten mit dem 
Dokument gegebenen Empfehlungen zur Herstellung der Chan- 
cengleichheit, und in welcher Form fanden sie bisher Berücksich- 
tigung? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
Ordnung vom 16. Juli 1997 übermittelt 
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5. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung einge- 
leitet, um die Bestimmung 1 - Sensibüisierung der Allgemeinheit - 
umzusetzen, und welche Aufklärungsaktionen über Behinderte und 
Behindertenpolitik hat sie in die Wege geleitet und unterstützt, „um 
klarzumachen, daß Behinderte Bürger mit den gleichen Rechten 
und Pflichten wie andere sind, und somit Maßnahmen zur Beseiti- 
gung aller Hindernisse für ihre volle Teilhabe zu rechtfertigen"? 

6. Welche Programme hat die Bundesregierung in die Wege geleitet 
und gefördert, „deren Ziel darin besteht, Behinderten ihre Rechte 
und Möglichkeiten stärker bewußt zu machen"? 

7. Mit welchen konkreten Maßnahmen und Aktivitäten hat die Bun- 
desregierung nach Beschlußfassung zu den „Standard Rules" dazu 
beigetragen, Menschen mit Behinderungen eine größere Eigen- 
ständigkeit zu ermöglichen? 

17. Welche Forschungen und Forschungsprogramme „über soziale und 
wirtschafüiche Fragen sowie Fragen der Teühabe, die das Leben 
Behinderter und ihrer Famihen berühren" (Bestimmung 13/3), hat 
die Bundesregierung in die Wege geleitet und unterstützt (bitte kon- 
kret Jahr, Institution, Aufgabe und Mitteleinsatz benennen)? 

18. Wie und in welchem Umfang fördert und unterstützt die Bundesre- 
gierung „die Gründung und Stärkung von Organisationen Behin- 
derter, ihrer Famüienmitglieder und/oder ihrer Interessenvertreter 
finanziell und auf sonstige Weise" (Bestimmung 18/1), und wie 
gewährleistet sie, daß die Behindertenorganisationen „an der Aus- 
arbeitung staatiicher Politiken beteiligt werden" (Bestimmung 18/2)? 

22. Wie bewertet die Bundesregierung die seit 1994 bei der Umsetzung 
der in den Rahmenbestimmungen empfohlenen Maßnahmen er- 
reichten Fortschritte? 

26. In welcher Form berücksichtigte die Bundesregierung die Forde- 
rungen der Behindertenverbände der BundesrepubÜk Deutschland 
zur Umsetzung der „Standard Rules" anläßlich des Welttages der 
Behinderten am 30. November 1996 im Bonner Wasserwerk? 


Maßnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderungen 
obüegen - entsprechend dem Grundsatz des „Mainstreaming" - 
den jeweils zuständigen Stellen; soweit es sich um öffentliche 
Verantwortlichkeiten handelt, bestehen unterschiedliche 
Zuständigkeiten bei Bund, Ländern und Kommunen. Auf Bun- 
desebene - und auch im Verhältnis zu den Ländern - hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung die Koordinie- 
rung übernommen; es wird hierbei von dem Beirat für die Reha- 
büitation der Behinderten beraten und unterstützt und beteüigt 
bei Bedarf andere Bundesministerien. Der Beirat besteht aus Ver- 
tretern der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber, der Organisationen 
der Behinderten, der Länder, der kommunalen Selbst- 
verwaltungskörperschaften, der Hauptfürsorgestellen, der Bun- 
desanstalt für Arbeit, der gesetzlichen Rentenversicherung, der 
gesetzlichen Unfallversicherung, der Sozialhilfe, der freien Wohl- 
fahrtspflege sowie der Einrichtungen der berufhchen Rehabilita- 
tion. Der Beirat tagt je nach Bedarf, in der Regel mehrmals jähr- 
lich. Jedem Mitglied des Beirats steht es jederzeit frei, dort eine 
Diskussion einer in Deutschland relevanten Frage auch im Hin- 
bhck auf die Resolution der Generalversammlung der VN vom 
20. Dezember 1993 „Rahmenbestünmungen für die Herstellung 
der Chancengleichheit für Behinderte" zu eröffnen. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung dem Deutschen Bun- 
destag in jeder Legislaturperiode einen Bericht über die Lage der 
Behinderten und die Entwicklung der Rehabihtation vorzulegen. 
Der z. Z. in Vorbereitung befindliche Vierte Bericht dieser Art wird 
sich - aufgrund der Zuarbeit aller an der Politik für behinderte 
Menschen beteiligten und interessierten Institutionen und Orga- 
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nisationen - nicht nur mit den einschlägigen Gegebenheiten und 
Strukturen befassen, soweit sie für Deutschland von Interesse 
sind, sondern auch erörtern, inwieweit diese Gegebenheiten und 
Strukturen weiter verbessert werden können. In diesem Rahmen 
wird, soweit relevant, auch auf die genannten Rahmenbestim- 
mungen sowie auf die aus ihnen für Deutschland zu ziehenden 
Schlußfolgerungen sowie auf einschlägige Forschungsaktivitäten 
einzugehen sein. Der Entwurf des Berichts wird dem Beirat für die 
Rehabilitation der Behinderten zur Stellungnahme vorgelegt; der 
Bericht selbst sowie die in ihm angesprochenen Fragen werden im 
Deutschen Bundestag erörtert und sind damit auch der Öffent- 
lichkeit zugänghch. 

Soweit eine Förderung von Behindertenverbänden durch die 
Bundesregierung erwünscht und notwendig ist, erfolgt diese 
durch Personalkostenförderung oder durch Zuwendungen zur 
Durchführung von Tagungen, Kongressen, Seminaren sowie für 
Veröffentlichungen und Erstellung von Informationsmaterial. 
Außerdem unterstützt die Bundesregierung den Deutschen Be- 
hinderten-Sportverband durch Zuwendungen zu Verwaltungs- 
kosten und für Lehrgänge zur Fortbildung von Übungsleitern und 
Ärzten. 

Zu Fragen, die die Besteuerung Behinderter betreffen, hält die 
Bundesregierung mit den einschlägigen Behindertenverbänden 
Kontakt, Im übrigen werden Körperschaften, die sich selbstlos für 
die Belange Behinderter einsetzen, in der Regel als gemeinnützig 
behandelt; sie sind damit grundsätzlich von der Körperschafts-, 
Gewerbe-, Grund- und Erbschaftsteuer befreit und zum Empfang 
steuerhch abziehbarer Spenden berechtigt. 


3. Wie hoch war die deutschsprachige Auflage, mit der die Bundesre- 
gierung die Öffenthchkeit über die Rahmenbestimmungen infor- 
mierte, und nach welchem Schlüssel wurde sie verteilt? 

4. Welche weiteren Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet 
und durchgeführt (bzw, plant sie), um die Rahmenbestimmungen 
systematisch und in vielfältiger Weise zu propagieren und be- 
kanntzumachen? 


Die deutschsprachige Broschüre „Rahmenbestimmungen für die 
Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte" hat das Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung in einer Auflage von 
13 000, davon 1 000 mit vergrößerter Schrift für Sehbehinderte, 
herausgegeben. In den von diesem Ministerium herausgegebe- 
nen „Sozialpolitischen Informationen" wurde diese Broschüre an- 
gezeigt und damit für alle Interessenten zugänglich gemacht. 
Darüber hinaus werden die „Rahmenbestimmungen" Interessen- 
ten auf Diskette mit einer Kurzanleitung in Braüle-Schrift kosten- 
los zur Verfügung gestellt. 


8. Wie bewertet die Bundesregierung unter Berücksichtigung der 
Fragen 6 und 7 die Ausgrenzung des Arbeitgebermodells in der 
Pflege aus der Pflegeversicherung und die Kürzungen und Ein- 
schränkungen zur Unterstützung dieses Modells mit den Novellie- 
rungen des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG)? 
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Durch die Neufassung des § 3a des Bundessozialhilfegesetzes 
wurde die früher geltende Regelung um klare, durchschaubare 
und praktikable Entscheidungskriterien ergänzt. Dies bedeutet 
keine Kürzung oder Einschränkung des sog. Arbeitgebermodells 
und hat auch nicht zur Folge, daß pflegebedürftige Behinderte 
nunmehr generell gezwungen wären, nur noch Hilfe in einer sta- 
tionären Einrichtung in Anspruch zu nehmen, wenn dies kosten- 
günstiger ist. Vielmehr bleibt es beim grundsätzlichen Vorrang 
der ambulanten Hilfe. Erst wenn diese mit unverhältnismäßigen 
Mehrkosten gegenüber einer stationären Unterbringung ver- 
bunden ist, ist zu prüfen, ob eine geeignete Einrichtung zur Ver- 
fügung steht und die stationäre Hilfe zumutbar ist. Der 
Gesetzgeber hat angeordnet, daß bei der Prüfung der Zumutbar- 
keit die persönüchen, famihären und örtlichen Umstände ange- 
messen zu berücksichtigen sind. 

Die Pflegeversicherung stellt auch für die Pflege im Rahmen des 
sog. Arbeitgebermodells - als einen Fall der selbst sichergestellten 
Pflege - das Pflegegeld nach § 37 des Elften Buches Sozialgesetz- 
buch bereit. Reicht diese Leistung nicht aus, hat der Pflegebe- 
dürftige auch dann einen Anspruch auf ergänzende Leistungen 
der Hilfe zur Pflege nach dem Bundessozialhüfegesetz, wenn er 
nicht die vorrangige höhere Sachleistung der Pf lege Versicherung 
in Anspruch nimmt. Nach dem geänderten § 69 c Abs. 4 Bundes- 
sozialhilfegesetz kann der Pflegebedürftige nicht auf die Inan- 
spruchnahme von Sachleistungen der Pflegeversicherung ver- 
wiesen werden, wenn er seine Pflege durch von ihm beschäftigte 
besondere Pflegekräfte sicherstellt. In diesem Falle ist aber das 
von der Pflegeversicherung anstelle der Pflegesachleistung 
gezahlte Pflegegeld nach § 37 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
auf die Leistung des Sozialhilfeträgers nach § 69 b Abs. 1 Bundes- 
sozialhilfegesetz voll anzurechnen. 

Daneben wird von der Sozialhilfe noch das von der Pflegestufe 
abhängige Pflegegeld in Höhe von mindestens einem Drittel 
gewährt, wenn neben dem Einsatz besonderer Pflegekräfte auch 
dem Pflegebedürftigen nahestehende Personen zur Sicherstel- 
lung der häusüchen Pflege tätig sind. Nach der Besonderheit des 
Einzelfalles kann das Pflegegeld bis zur vollen Höhe gewährt 
werden, wenn es zur Aufrechterhaltung der häuslichen Pflegebe- 
reitschaft erforderhch ist. Mit diesen Regelungen, mit denen die 
Sozialhilfe bis zur vollen Höhe des Pflegebedarfs eintritt, ist die 
Fortführung des sog. Arbeitgebermodells gewährleistet. 


9. Welche Maßnahmen hat die Bimdesregienmg eingeleitet und durch- 
geführt, um die Bestimmimg 5 der Rahmenbestimmungen (Aktions- 
programme, für eine behindertengerechte Gestaltung der Umwelt 
einzuführen und Maßnahmen zu ergreifen, um behinderten Men- 
schen den Zugang zu Informationen und Kommunikationsmöglich- 
keiten zu gewährleisten) umzusetzen? 


Zu der Thematik hat die Bundesregierung erst kürzhch die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Klaus-Jürgen Warnick, weiterer 
Abgeordneter und der Gruppe der PDS „Beseitigung rechtlicher 
und sicherheitstechnischer Diskriminierungen für RoUstuhlbe- 
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nutzerinnen und -benutzer sowie Menschen mit anderen Behin- 
derungen" (Drucksache 13/7782) beantwortet. Umfassende Dar- 
stellungen der einschlägigen Aktivitäten der Bundesregierung 
enthält der Dritte Bericht der Bundesregierung über die Lage der 
Behinderten und die Entwicklung der Rehabilitation (Drucksache 
12/7148); der Vierte Bericht dieser Art soll noch in diesem Jahr 
vorgelegt werden. 


10. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung initiiert oder ange- 
regt, um sicherzustellen, „daß die Bildung Behinderter ein inte- 
grierender Bestandteil des Bildungssystems ist" , und wie unterstützt 
sie die Aufgabe, ein behindertengerechtes schulisches Umfeld und 
Hilfsdienste für Schüler mit unterschiedlichen Behinderungen zu 
gewährleisten? 


Nach der Aufgabenverteilung des Grundgesetzes sind die Länder 
für das Schulwesen einschließhch der Schulen zur Förderung be- 
hinderter Kinder und Jugendlicher zuständig. Die Bundesregie- 
rung hat jedoch im Rahmen der Bund-Länder- Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung in den letzten zwei 
Jahrzehnten gemeinsam mit den Ländern eine breite Förderung 
zur Verbesserung der schuhschen Betreuung behinderter Kinder 
und Jugendlicher initiiert und finanziert. 

Die Vorhaben bezogen in je gesonderten Projekten sprach-, lern-, 
geistig- und körperbehinderte Kinder und Jugendliche sowie 
Verhaltensgestörte, Gehörlose und Sehgeschädigte ein. Daneben 
betrafen ethche Vorhaben die Entwicklung und Erprobung von 
Formen der integrativen Förderung im Kindergarten, in der 
Grundschule und in der Sekundarstufe 1 sowie Aspekte der Be- 
treuung in der nachschulischen Zeit. Weitere Modellversuche 
hatten die Entwicklung und Erprobung der Förderschulen (in 
manchen Ländern auch Sonderpädagogische Förderzentren 
genannt) oder den Transfer der Förderzentrum-Struktur auf ein 
neues Bundesland und Berlin (Ost) zum Thema. 

Verbessert werden konnten insbesondere die Früherkennung und 
Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kin- 
der sowie die Förderung und Integration behinderter Kinder und 
Jugendlicher durch Kooperation der Sonderschule mit den Regel- 
einrichtungen vom Kindergarten bis zu den Schulen des Sekun- 
darbereichs II. Dabei wurde auch untersucht, ob und inwieweit 
eine gemeinsame Unterrichtung in Allgemeinen Schulen bei 
unterschiedlichen Behinderungsformen und unterschiedlicher 
Schwere der Behinderung erreichbar ist. Erprobt wurden Maß- 
nahmen zur Erleichterung des Übergangs von vorschulischen in 
schulische Einrichtungen, von der Schule in die berufliche Bildung 
sowie Kooperationsformen mit außerschuhschen Institutionen. 

Im Verhältnis zu anderen Förderungsbereichen stellte die Mo- 
dellversuchsförderung „Behinderte Kinder und Jugendliche" 
einen deutlichen Schwerpunkt dar. Die Kinder kamen zu den 
gewünschten Fortschritten im kognitiven und emotional- sozialen 
Bereich. Die Ergebnisse der Modellversuche haben die Weiter- 
entwicklung schulischer und außerschulischer Unterstützungs- 
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Systeme vorangetrieben und maßgeblich zur pädagogischen und 
bildungspolitischen Entscheidungsfindung beigetragen. Sie sind 
in Regelungen der Länder - auch in Veränderungen von gesetz- 
lichen Rahmenbedingungen - wirksam geworden. 


11. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet, um „die 
Eingliederung Behinderter in den allgemeinen Arbeitsmarkt aktiv 
(zu) unterstützen" (Bestimmung 7/2), und wie bewertet sie ange- 
sichts der fast 200 000 arbeitslos gemeldeten Behinderten, einer 
spezifischen Arbeitslosenquote von etwa 20 % und einer seit Jahren 
sinkenden Anzahl besch^tigter behinderter Menschen die Wirk- 
samkeit ihrer Maßnahmen? 

12. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet oder 
beabsichtigt sie einzuleiten, um ihrer Verantwortung „für die soziale 
Sicherung und die Einkommenssicherung Behinderter" (Bestim- 
mung 8) nachzukommen? 

13. Wie beurteilt die Bundesregierung für die Bundesrepublik 
Deutschland die Umsetzung der in den Rahmenbestimmungen for- 
mulierten Aufgabe, daß die Staaten sicherstellen sollen, „daß die 
gewährte Unterstützung den zusätzlichen Aufwendungen Rech- 
nung trägt, die Behinderten und ihren Famüien aufgrund der 
Behinderung entstehen", und welche Unterstützungsformen würde 
sie hierbei benennen? 


Die Bundesregierung hat immer wieder, u. a. in den bereits ange- 
sprochenen Berichten über die Lage der Behinderten und die 
Entwicklung der Rehabilitation und bei der Beantwortung parla- 
mentarischer Anfragen, die Position vertreten, daß nach deut- 
schem Verständnis eine dauerhafte berufliche Eingliederung für 
Menschen mit Behinderungen einer der wesentlichen Faktoren 
und zugleich Voraussetzung für ihre Eingliederung in die 
Gesellschaft insgesamt ist. Wie bei diesen Gelegenheiten im ein- 
zelnen ausführlich dargestellt wurde, verfügt Deutschland über 
eines der am weitesten entwickelten Systeme der medizinischen 
und beruflichen Rehabilitation. 

Die berufliche Eingliederung Schwerbehinderter und ihnen 
Gleichgestellter wird durch das Schwerbehindertengesetz und 
Maßnahmen aufgrund der Verordnungen zur Durchführung die- 
ses Gesetzes zusätzlich unterstützt. 

Die Maßnahmen haben dazu geführt, daß im Oktober 1995 rd. 
925 000 Schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte Behinderte 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eingegliedert waren; das 
waren rd. 85 % aller im Arbeitsleben stehenden Schwerbehin- 
derten und Gleichgestellten. Arbeitslos waren im Juni 1997 
193 582 Schwerbehinderte; das entspricht einer spezifischen Ar- 
beitslosenquote von 17,6 % (bezogen auf die Zahl der im Er- 
werbsleben stehenden Schwerbehinderten im Oktober 1995). 

Um der überdurchschnitthchen Arbeitslosigkeit Schwerbehin- 
derter entgegenzuwirken und das Instrumentarium zur Ein- 
gliederung Schwerbehinderter in das Arbeitsleben zu verbessern, 
hat der Beirat für die Rehabiütation der Behinderten beim Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung am 30. Juni 1997 der 
Förderung von Modellprojekten zu Integrationsfachdiensten und 
Integrationsfirmen, -betrieben und -abteilungen aus dem Aus- 
gleichsfonds (bis zum Jahr 2001) zugestimmt. 
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Auch eine bestmögliche berufliche Förderung Behinderter kann 
letzthch eine Beschäftigung und damit die Erzielung eines exi- 
stenzsichernden Einkommens nicht garantieren; die Bundesre- 
gierung wird sich deshalb neben der Sicherung des hohen Quali- 
tätsstandards der beruflichen Rehabilitation auch weiterhin 
darum bemühen, gegenüber privaten imd öffentlichen Arbeit- 
gebern nachhaltig für eine Beschäftigung Behinderter zu werben 
und hierbei noch immer bestehende Vorbehalte bezüglich des 
Leistungsvermögens Behinderter abzubauen. Die Bundesregie- 
rung ist in diesem Zusammenhang davon überzeugt, daß nur 
durch eine fundierte Überzeugungsarbeit und nicht durch 
Zwangsmaßnahmen, wie etwa eine Erhöhung der Ausgleichs- 
abgabe nach dem Schwerbehindertengesetz, eine Verbesserung 
herbeigeführt werden kann. 

Aufgrund des Bundessozialhilfegesetzes kann jeder Mensch, der 
z.B. durch Behinderung in Not geraten ist, öffentliche Hilfe er- 
halten. Sie wird in Form der Hilfe zum Lebensunterhalt und der 
Hilfe in besonderen Lebenslagen gewährt, und zwar unabhängig 
von der Ursache seiner Hilfebedürftigkeit. Im Rahmen der Hilfe in 
besonderen Lebenslagen hat der Behinderte Anspruch auf „Ein- 
gliederungshilfe für Behinderte", wenn er auf Dauer körperlich, 
geistig oder seelisch wesentlich behindert ist oder wenn ihm eine 
solche Behinderung droht, soweit die Hilfe nicht von anderen, ins- 
besondere von einem vorrangigen Leistungsträger, zu erbringen ist. 
Für den genannten Personenkreis ist die Eingliederungshilfe für 
Behinderte eine Pflichtleistung. Personen mit anderen Behin- 
derungen kann sie gewährt werden. Die Eingliederungshilfe um- 
faßt aUe notwendigen Maßnahmen der medizinischen, schulischen, 
beruflichen und der sozialen Rehabilitation. Ziel der Hilfe ist die 
Verhütung, Beseitigung oder Müderung einer Behinderung und die 
Eingliederung des Behinderten in die Gesellschaft. 

Die Sozialhilfeleistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz rich- 
ten sich gemäß § 3 dieses Gesetzes in Art, Form und Maß der Hilfe 
nach der Besonderheit des Einzelfalles, vor aUem nach der Person 
des Hilfeempfängers, der Art seines Bedarfs und den örtlichen 
Verhältnissen, Nach § 7 Bundessozialhilfegesetz sind bei der 
Gewährung der Sozialhilfe die besonderen Verhältnisse in der 
Familie des Hilfesuchenden zu berücksichtigen. 

Das Einkommensteuergesetz dient der Besteuerung des Ein- 
kommens nach der jeweiligen individuellen Leistungsfähigkeit 
der Steuerpflichtigen. Auf die durch die Behinderung verminderte 
steuerliche Leistungsfähigkeit wird dabei in verschiedener Weise 
Rücksicht genommen. 


14. Wie bewertet die Bundesregierung die Auffassung, daß es logische 
Folge der Grundgesetzergänzung in Artikel 3 sowie der „Stcindard 
Rules“ wäre, Menschen mit Behinderungen einen Nachteilsaus- 
gleich zu gewähren, der unabhängig von der Sozialhilfe als in- 
dividueller Anspruch besteht? 


Aus Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes folgen weder un- 
mittelbare Ansprüche einzelner Bürger gegenüber dem Staat auf 
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Gewährung von Nachteilsausgleichen wegen einer Behinderung 
noch andere konkrete Individualansprüche. Leistungsansprüche 
gegen den Staat können sich insoweit nur aus der einfachgesetz- 
hchen Rechtslage ergeben. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung geben weder die genannte Regelung des Grundgesetzes 
noch die „Standard Rules" Anlaß zur Schaffung eines „Nach- 
teilsausgleiches" anstelle der oder neben den Leistungen des 
Bundessozialhilfegesetzes. Im Rahmen des Bundessozialhilfe- 
gesetzes und seiner Prinzipien der Subsidiarität und der indivi- 
duellen Bedarfsdeckung ist in der Behindertenhilfe ein Quahtäts- 
und Hilfestandard erreicht worden, der im europäischen Vergleich 
an der Spitze hegt. Staatliche Leistungen, die ohne Rücksicht auf 
Einkommen und Vermögen, ohne Eigenleistung und ohne Rück- 
sicht auf den individueUen Bedarf zu gewähren wären, würden 
nicht nur bei der gegenwärtigen Finanzsituation der öffenthchen 
Haushalte das finanzierbar möghche übersteigen. 


15. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet oder an- 
geregt, um „die behindertengerechte Gestaltimg imd die Verfüg- 
barkeit von Stätten für kulturelle Ereignisse und Einrichtimgen wie 
Theater, Museen, Kinos und Bibliotheken für Behinderte zu för- 
dern" , imd wie beurteilt sie den hierbei erreichten Stand? 


Ergänzend zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Klaus-Jürgen Wamick, weiterer Ab- 
geordneter und der Gruppe der PDS „Beseitigung rechüicher und 
sicherheitstechnischer Diskriminierungen für RoUstuhlbe- 
nutzerinnen und -benutzer sowie Menschen mit anderen Behin- 
derungen" (Drucksache 13/7782) ist darauf hinzuweisen, daß die 
Bundesregierung auf eine behindertengerechte Gestaltung und 
die Verfügbarkeit von Stätten für kulturelle Ereignisse und Ein- 
richtungen wie Theater, Museen und Bibhotheken für Behinderte 
achtet. Der bisher erreichte Stand ist durchaus befriedigend und 
ermöghcht zunehmend auch Behinderten eine Teilhabe an Kunst 
und Kultur. Die Neubauten Kunst- und Ausstellungshalle, Deut- 
sches Historisches Museum, Haus der Geschichte sowie Deutsche 
Bibhothek sind signifikante Beispiele für behindertengerechte 
Gestaltungsmaßnahmen. 

Das Bundesministerium des Innern fördert zudem kulturelle Ver- 
anstaltungen für Behinderte und von behinderten Menschen; 
beispielhaft dafür sind 1997 das dritte Internationale Behinderten 
Kunst- und Kulturfestival sowie das Internationale Kulturfestival 
für Menschen mit und ohne Behinderung. 


16. Welche Veränderungen bei der Erhebung von statistischen An- 
gaben vmd sonstigen Informationen hat die Bundesregierung an- 
geregt bzw. vorgenommen, um in regelmäßigen Abständen 
geschlechtsspezifische Statistiken über die Lebensbedingungen 
Behinderter zusammenstellen zu können? 


In der Schwerbehindertenstatistik sowie bei den meisten Stati- 
stiken der Sozialversicherung imd der Bundesanstalt für Arbeit 
werden die notwendigen Daten nach Geschlechtern unter- 


8 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8245 


schieden ausgewiesen. Sowohl der Mikrozensus, der im Rahmen 
seiner Zusatzprogramme vielfältige statistische Informationen 
über die Lebensverhältnisse von Behinderten beider Geschlechter 
liefert, als auch andere Statistiken, wie beispielsweise die Sozial- 
statistik, geben einen ausreichenden Überblick über die Lebens- 
bedingungen behinderter Menschen. Weitere geschlechtsspezi- 
fische Erhebungen über den bestehenden Umfang hinaus werden 
- auch wegen des danüt verbundenen Aufwands - nicht für er- 
forderlich erachtet. 


19. Wie bewertet die Bundesregierung die Einbeziehung der Behin- 
dertenverbände in die Ausarbeitung der staatlichen Politik am Bei- 
spiel der Diskussionen zur Pflegeversicherung, zum BSHG sowie 
zur Rentenversicherung? 


Die Beteiligung betroffener Fachkreise und Verbände an Gesetz- 
gebungsvorhaben ist in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien geregelt. Danach kann diesen die Möglichkeit 
zu Stellungnahmen und zu Anhörungen gegeben werden. Ob und 
in welchem Umfang eine derartige Beteiligung ermöglicht wird, 
liegt im Ermessen des jeweils zuständigen Ministeriums. Bei den 
Gesetzgebungsvorhaben der letzten Jahre in den genannten 
Bereichen sind regelmäßig Verbände der Behinderten beteiligt 
worden. Darüber hinaus sind die Behindertenverbände als Mit- 
gheder des Bundespflegeausschusses gemäß § 10 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch an der Fortentwicklung der Pflegever- 
sicherung beteiligt. 


20. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet, damit 
„das mit der Planung und Bereitstellung von Programmen und 
Diensten für Behinderte befaßte Personal auf allen Ebenen eine 
fachgerechte Ausbildung erhält", und welche Ausbildungs- 
programme wurden im Benehmen mit Behindertenorganisationen 
entwickelt, in denen Behinderte als Lehrer, Ausbilder oder Berater 
einbezogen sind (Bestimmung 19/3)? 


Nach den Schul- und Sonderschulgesetzen der Länder sollen auch 
behinderte Kinder und Jugendliche möghchst so gefördert wer- 
den, daß sie die Bildungsziele der allgemeinen Schulen erreichen 
können. Darüber hinaus wird angestrebt, möghchst viele behin- 
derte Kinder und Jugendhche in Regelschulen zu fördern und 
dort, falls erforderhch, zusätzhche sonderpädagogische Hilfen und 
sonstige angemessene Betreuung zur Verfügung zu stellen. 
Soweit behinderte Kinder und Jugendhche in anderen Schulfor- 
men nicht oder nicht hinreichend gefördert werden können, sind 
sie in Sonderschulen zu den schuhschen Zielen zu führen, die für 
sie erreichbar sind; auch dort wird, soweit die Fähigkeiten des 
behinderten Kindes ausreichen, die Vermittlung von aUgemeinen 
Abschlüssen angestrebt. 

Diese pädagogischen Ziele können nur durch den Einsatz ent- 
sprechend aus- und weitergebildeter Lehrer erreicht werden. Die 
Bundesregierung hat die Länder durch die Initiierung und Förde- 
rung mehrerer Modehversuche zur integrationspädagogischen 
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Qualifizierung von Lehrern und Lehramtsstudierenden im Rah- 
men der Bund-Länder-Kommission darin nachhaltig unterstützt. 
So wurden insbesondere Zusatzqualifikationen für Sonderschul- 
lehrer zur Verbesserung einer integrativen Sonderpädagogik und 
ein Aufbau- und Kontaktstudium für Pädagogen mit dem Ziel der 
Quahfikation für die gemeinsame Erziehung von behinderten und 
nichtbehinderten Kindern und Jugendhchen erfolgreich ent- 
wickelt und erprobt. 

Soweit es um die Festlegung von Ausbildungsinhalten generell 
geht, kann die Bundesregierung auf sie nur teilweise Einfluß neh- 
men. Zum Beispiel sind in der Approbationsordnung für Ärzte die 
Ausbildungsinhalte nicht im einzelnen geregelt; die Bundesregie- 
rung kann auf Inhalte der Ausbüdung nur über die Prüfungsstoff- 
kataloge für die schriftlichen Prüfungen, die Beschreibung der 
Gegenstände der mündhchen Prüfungen, die Festlegung von 
Pfhchtunterrichtsveranstaltungen sowie die Ausbildungszieldefi- 
nitionen Einfluß nehmen und hat in diesem Rahmen bereits zu 
Grundlagen für die Berücksichtigung von Behinderungen in der 
ärztiichen Ausbildung beigetragen. Mit der Reform der ärzthchen 
Ausbildung, die derzeit in Vorbereitung ist, soll die fächerüber- 
greifende Vermittlung des Unterrichtsstoffes verstärkt werden; 
dies würde sich positiv auf die Ausbildung auf dem Gebiet der Be- 
hinderungen auswirken, da gerade hier der fächerübergreifende 
Ansatz eine große Rolle spielt. 

Das Bundesministerium für Famihe, Senioren, Frauen und Jugend 
läßt z. Z. ein frauenspezifisches Curriculum zur Vermittlung theo- 
retischer und praktischer Kenntnisse aller für die Beratung behin- 
derter Frauen notwendigen Inhalte nach dem Peer-Counseling- 
Prinzip (Beratung Betroffener durch Betroffene) erarbeiten und 
erproben. Die Schulungsmateriahen und ein entsprechender 
Leitfaden sollen nach FertigsteUung (voraussichtiich Ende 1999) 
den FrauenberatungssteUen, den Einrichtungen der Behinder- 
tenhilfe und den Verbänden zur Verfügung gesteht werden. 


21. In welcher Form und mit welchem Umfang hat sich die Bundesre- 
gierung an der Finanzierung des freiwilligen Behindertenfonds der 
VN beteüigt (bitte nach Jahren aufführen)? 


Die Bundesrepubhk Deutschland hat bislang eine Einmalzahlung 
in Höhe von 500 000 DM für den Behindertenfonds erbracht. 


23. Wann und in welcher Form wird die in den „Standard Rules" dar- 
gelegte Definition von Behinderung - Funktionsbeeinträchtigung 
und soziale Beeinträchtigung (Einleitung/Punkt 16 bis 21) - Ein- 
gang in Gesetzgebung und Praxis der Bundesrepublik Deutschland 
finden, und welche Maßnahmen und Initiativen gedenkt die Bun- 
desre^erung bis Mitte 1998 mit Blick auf die Umsetzung dieser 
Definition zu ergreifen? 

24. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die in den deutschen 
Gesetzen vorgenommene Definition von Behinderung „als regel- 
widriger Zustand" eine amtiiche Diskriminierung darstellt und dem 
Geist und den Buchstaben der Rahmenbestimmungen für die Her- 
stellung der Chancengleichheit für Behinderte widerspricht, wie 
begründet sie ggf. ihre Auffassungen, und wann wird sie ggf. Ver- 
änderungen Vorschlägen? 
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Die genannte Definition der Behinderung entspricht der in § 3 
Abs. 1 Schwerbehindertengesetz gebrauchten Formulierung der 
Behinderung als „Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden 
Funktionsbeeinträchtigung"; dies wurde bereits im Dritten Be- 
richt der Bundesregierung über die Lage der Behinderten und die 
Entwicklung der Rehabihtation dargestellt. Entsprechendes ergibt 
sich auch aus den vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung zum Zwecke einheithcher Begutachtungen herausgege- 
benen „Anhaltspunkten für die ärztliche Gutachtertätigkeit im 
sozialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwerbehin- 
dertengesetz". Die Bezeichnung „regelwidriger Zustand" ist als 
Erläuterung in das Gesetz auf genommen worden, um deutlich zu 
machen, daß alterstypische physiologische Einschränkungen 
keine Behinderungen sind. Aus der Sicht der Bundesregierung 
bedarf es keiner Änderung der gesetzlichen Bestimmungen; 
allerdings ist vorgesehen, den Begriff „Behinderung" künftig wie 
folgt zu definieren: 

„Behinderung ist die Auswirkung einer voraus sichthch mehr 
als sechs Monate andauernden Funktionsbeeinträchtigung, 
die auf einem körperlichen, geistigen oder seelischen Zustand 
beruht, der von dem für das jeweilige Lebensalter typischen 
Zustand abweicht, " 


25. Wie arbeitet die Bundesregierung mit dem Beauftragten der VN 
zusammen, der den Stand der Umsetzung der „Standard Rules" in 
den Mitgliedstaaten kontrolliert, und ist die Bundesregierung be- 
reit, ihren Bericht dem Deutschen Bundestag zur Kenntnis zu ge- 
ben? 


Die Bundesregierung hat in neuerer Zeit zweimal auf Anfragen des 
Sonderbeauftragten geantwortet. Die erste Antwort aus dem Fe- 
bruar 1995 betraf insgesamt drei konkrete Fragen. Die zweite Ant- 
wort aus dem März 1996 enthielt Auskünfte über die Umsetzung 
der Rahmenrichtlinien als Beantwortung des dazu vom Sonder- 
beauftragten entworfenen Fragebogens in englischer Sprache. Der 
ausgefüllte Fragebogen kann von Interessenten eingesehen wer- 
den. 

Die Kommission für soziale Entwicklung, deren Mitghed 
Deutschland z.Z. ist, hat in ihrer Tagung vom 26. Februar bis 
6. März 1997 dem ECOSOC die Verlängerung des Mandats des 
Sonderberichterstatters empfohlen. Die formale Entscheidung 
wird der ECOSOC in seiner z.Z. laufenden Tagung (bis 25. Juh 
1997) treffen. 
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